
7

Die Spo/fung in Osf und West überwinden

Schluß mit der Wende

Im Herbst 7992gab es laut offizieller Statistik 1,8 Mil-
lionen Arbeitslose im Westen (S,g%) und 1,1 Millionen
im Osten (73,6%1. Die tatsächliche Arbeitslosenzahl
liegt wesentlich höher, da Hunderttausende in Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen und Kurzarbeit-Null
abgeschoben oder in den Vomrhestand geschickt
wurden. Demnächst sollen weitere 100 000 ABM-
Stellen abgebaut werden; durch Einschnitte im Ar-
beitsförderungsgesetz ist geplant, die Bezahlung von
ABM-Beschäftigten zu kürzen; die Zumutbarkeits-
klausel ftir Arbeitslose wird verschärft. Das ist nur ein
kleiner Ausschnitt der Bilanz seit der kapitalistischen
Wiederveneinigung Deutschlands. Aus dem immer
wieder prophezeiten "Aufschwung Ost" ist ein Ab-
schwung ftirdie l,ohnabhängigen in Ost und Westge-
worden.

Die interna tionalen Krisenerscheinungen des Kapi-
talismus spitzen sich zu. Rezession, protektionistische
Maßnahmen und der Versuch des deubchen Kapitals
mittels der EG den Einfluß von amerikanischem und
japanischem Kapital zu begrenzen, stoßen zuneh-
mend an die Grenze der innerimperialistischen Kon-
kurrenz in Europa. Einzelne taktische Differenzen
innerhalb der deutschen Bourgeoisie über den einge-
schlagenen Weg täuschen nicht über den bürgerlichen
Grundkonsens hinweg: Die Weltmacht BIIDsoll sich
nach innen und außen effektiver formieren. Der wach-
sende Nationalismus, der sich aktuell in erster Linie
gegen Asylsuchende und Immigranten richtet, kommt
der Bourgeoisie auf diesem Weg gerade recht. Die
sziale Wende soll durchgesetzt werdery sprich: Sen-
kung des Lebensstandards, Sozialabbau im Großmaß-
stab und damit einhergehend Angriffe auf bür-
gerlichdemokratische Rechte.

Diese Wende richtet sich gegen die ökonomischen
und sozialen Errungenschaften aller abhängig Be-
schäftigten. Waigels Forderung nach einem "Pakt der
Vernunft", der für 2 bis 3 Jahre u.a. einen weiteren
Lohnabbau im Westen vorsieht, gehört ebenso zu
dieser Wende wie die Ankündigung neuer Steuerer-
höhungery die Gesundheitsreform.auf dem Rücken
der Versicherten und die Versuche, Offnungsklauseln
der Tarifuerträge durchzusetzen. Der allseits prcpa-
gierte "Solidarpakt" ist das Stichwort, mit dem eine
Grop-Koalit ionspolitik im lnteresse des Knpit als festge-
klopft werden soll.

Engholms Schul tersch luß mi t  dem
Kapital
Die Sozialdemokratie kapituliert vor der allgemeinen
Rechtsentwicklung in Deutschland. Die Sonntagsre-
den, in denen halbherzig die Politik der Bourgeoisie
angegriffen und manchmal sogar über Sozialismus rä-
soniert wurde, werden nicht mehrgehalten. Eine Ab-
grenzung der SPD-Spitzen von der bürgerlichen
Regierungspolitik ist aktuell nicht auszumachen. Eng-
holms staatsmännisches Angebot der "Zusammenar-

beit  in Sachfragen" drückt den Wil len dieser
SPD-Führung aus, in allen wesentlichen politischen
Fragen mit der Regierung zu kollaborieren.

Die heiß diskutierten Grundgesetz-Anderungen zu
Asylrecht und Bundeswehr-Einsätzen werden von
der SPD unterstützt. Und Engholms Position gegen
die Einführung eines l(arenztages war typisch, als er
gleichzeitig verlauten ließ:

"Ich bin dafür, daß wir uns gemeinsam den gesamten
Bereich der Lohnnebenkosten anschauen, aber nicht
solche, die tarifuertraglich vereinbart sind" (Tsp,
?n.07.92).

Der Charakter der SPD als bürgerliche Arbeiterpmtei
wird auch in dieser Periode ihrer regierungsfreundli-
chen Politikoffensichtlich. Als Vertreter der Boutgeoi-
sie in den Reihen der Arbeiterklasse besteht ihre
Funktion dariru die Arbeiterklasse mittels der nSozial-

partnerschaft" andie Interessendes lGpitals zu ketten.
An ihrer Basis läßt sich derzeit keine substantielle Op-
position erkennenn sieht man von der Austritbwelle -
von linken aber auch rechten SPDMitgliedern - ab.
Die Herausbildung wenigstens eines linken reformi-
stischen Flügels in der SPD der zumindest die offene
Kollaborationspolitik der Führung angreift, ist ange-
sichts der jetzigen Situation in der Partei nicht abzuse-
hen. Rosa Luxemburg bezeichnete die Sozial-
demokratie einmal treffend als "stinkenden Leich-
nam", von dem die Arbeiterklasse keine Perspektive
zu erwarten habe. Wie zur Unterstreichung dieser
grundsätzlichen Charakterisierung ihrer Partei initi-
ierte die SPD-Führung Trauermärsche für Willy
Brandt, den Vater der Berußverbote und der konter-
revolutionären Ostpolitik

Die Gewerkschaftsbü rokratie :
Windbeutel des Kapitals
"Wer Wind (Karcnztage) sät, wird Sturm ernten" war
die losung der Gewerkschaften, mit der sie einen
"Heißen Herbst" ankündigten. Diese Drohung an
Kapital und Regierung entpuppte sich - wie schon so
oft - als heiße Luft. Anstatt konsequent die Interessen
des Proletariats in West und Ost gegen die Angriffe
der Bourgeoisie zu verteidigen, boten die sozialdemo-
kratischen Arbeiteraristokraten der Bourgeoisie nicht
nur den kleinen Finger, sondern gleich die ganze
Hand. Damit tragen sie dazu bei, daß die Spaltung der
Arbeiterklasse in Ost und West, Frauen und Männer,
deutsche und immigrierte Kollegen weiter vertieft
wird.

Die von der IG Metall geforderten "Runden Tische"
mit Verantwortlichen aus Politik und Wirtschaft und
die mittlerweile einhellig angekündigte Bereitschaft,
sich an den Gesprächen zum "Solidarpakt" zu beteili-
gery verdeutlichen erneut, in welchem Interesse diese
"Arbeitervertreter" agieren. DGB-Boss Meyer wollte
gleich ohne Vorbedingungen in die Debatte gehen
und kündigte schon im Vorfeld ein mögliches "Federn

lassen" der Gewerkschaften an - wenn er auch erst
einmal gegen Öffnungsklauseln, langsames L,ohn-
wachstum im Westen und Einfrieren der Löhne im
Osten eintrat (s. FA7- 71.09.92). Steinkühler signali-
siert mittlerweile ebenfalls Gesprächsbereitschaft - an-



Alltag fur immer mehr Lohnabhängige in der BRD

geblich mit Vorbedingungen. Nach den Erfahrungen
u.a. der diesjährigen Tarifuerhandlungen üben sich
die Bürokraten im Tiefstapeln. Um die Erwartungen
der Mitgliedergleich von Anfang an möglichst niedrig
zu halten, beackerte die Wulf-Mathies-Riege die Be-
triebe für die Aufstellung möglichst niedriger, "reali-

stischer" Lohn- und Arbeitszeitverkürzungsforde-
rungen unter Verweis auf die leeren Staatskassen.

Tarife '92:
Auftakt zur Wende in der Lohnpol i t ik
Der ebenfalls mit markigen Sprüchen eingeläutete
"Heiße Frühling" 1992 endete für die Arbeiterinnen
und Arbeiter mit Lohneinbußen. Gottschol, Präsident
von Gesamtmetall, kommentierte die Niederlage der
Gewerkschaften denn auch recht zufrieden:

"Die tarifpolitische Wende ist notwendigerweise ein
längerer Prozeß. In diesem Jahr wurde sie eingeleitet.
Mit der Lohnzahl von drei Prozent für 1993 haben wir
ein Signal für Tarifabschlüsse gesetzt, die wieder
stärker an der Produktivitäbentwicklung angekop-
pelt sind. Wir haben außerdem f.w 7994 die Entschei-
dungsfreiheit der gesamtwirtschaftlichen Lohn-
führerschaft gegenüber dem öffentlichen Dienst zu-
rückgewonnen. Auch das gehört zu der von uns ge-
wollten tarifpolitischen Wende" (taz, ?,6.05.92).

Die Unverfrorenheit, mit der sich neben der IG-Metall-
v.a. die ÖTv-Ftihrung über die Entscheidungen der
Mitglieder hinwegsetzte, zeigte, was diese "Arbeiter-

vertr€ter" von "ihrer" Basis halten. Die anschließenden
Gewerkschaftstage von ÖTV und IGM, auf denen eine
saftige Abrechnung mit den Ausverkäufern der
Streiks nötig gewesen wäre, offenbarten darüberhin-
aus die Verknöcherung der Gewerkschaftsapparate
bis auf die unterste Funktionärsebene und machten in
fataler Weise klar, wie sehr sich die Arbeiter aktuell in
der Defensive befinden. Es wurde lediglich vereinzelt
Kritik geäußert. Die Führung, die den Kollegen eine

kräftige l,ohnerhöhung versaut hatte, wurde wieder-
gewählt.

Die Tarifuerhandlungen 1,992 hatten neben dem
Verrat an den Kampfzielen der Kolleginnen und Kol-
legen ein weiteres einschneidendes Merkmal: die er-
folgreiche Verhinderung der Gewerkscha f tsführu ng
von gemeinsamen Kampfaktionen in Ost und West,
unter scheinheiligem Verweis auf die verschiedenen
Tarifu erhandlungsbedingungen. Der Sozialdemokra-
tie, die im Osten nur einige tausend Mitglieder vorwei-
sen kann, gelingt es noch immer über die Ge-
werkschaftsbürokratie, die Kämpfe ostdeutscher Kol-
leginnen und Kollegen zur Verteidigung ihrer Arbeits-
plätze und ihrer Löhne zu sabotieren. Die Ignoranz
und Feindseligkeit die die (im wesentlichen) Westbü-
rokratie gegenüber den Arbeitskämpfen im Osten an
den Tag legt, ist kaum zu überbieten. Auch wurden
die Konferenzen der Initiative ostdeutscher und Berli-
ner Betriebs- und Personalräte von der Gewerk-
schaftsführung eiskalt boykottiert. Die IGM-Spitze
distanzierte sich offen von deren Demonstration am
9. September in Bonn. Dabei wird die Gewerkschafts-
spitze hier nicht einmal mit einer linken, klassenkämp-
ferischen Strömung konfrontiert. Die sozialdemo-
kratische DGB-Führung ist v.a. im Osten angesichts
der katastrophalen Situation derart alarmiert, daß sie
selbst den schüchternsten Protest unabhängig von
ihrem Apparat im Keim ersticken will.Ihre Angst ist
berechtigt, denn ein gemeinsamer Widerstand in Ost
und West gegen die Bonner Regierung würde auch die
DGB-Chefsessel ins Wanken bringen.

Rational isierungswelle West -
De-lndustr ial is ierung Ost
Im Westen zeichnet sich eine "weitere Talfahrt der
Konjunktur" ab. Nach der großen Rationalisierungs-
welle in den 70er Jahren wird jetzt die zweite Runde
eingeläutet: In der Stahlindustrie wird offen von Kahl-



scNag geredet. Das Rheinisch-Wesffälische Institut
für Wirtschaftsforschung (RWD prognostiziert mift -
lerweile den Verlust von 80 000 Arbeisplätzen allein
im Ruhrgebiet in den nächsten fahren (s. Berl. Ztg.,
06.ß.qZ). Die Deutsche Postgewerkschaft befürchtet
den Abbau von Z) 000 Arbeitsplätzen (Tsp, 11.09.92).
In der Autoindustrie ist in der nächsten Zeit ebenfalls
mit dem Abbau von 200 000 Arbeitsplätzen (derzeit
noch ZiO 000) zu rechnen. Vorsorglich wird schon
über einen "sozialverträglichen Arbeitsplatzabbau"
und Kürzungen bei der Sozialplanregelung diskutiert.

Während es für die Arbeiterklasse im Westen Deutsch-
lands zunehmend schwieriger wird, den stattfinden-
den Reallohnabbau zu stoppen, gibt es für die
Arbeiterinnen und Arbeiter in der ehemaligen DDR
immer weniger Möglichkeiten, ihre Arbeitskraft über-
haupt zu verkaufen. Die kapitalistische Entwicklung
führt dazu, daß im Osten nahezu eine ganze Klasse
"abgewickelt" wird und schafft durch d ie Lumpenisie-
rung den Nährboden für das Anwachsen faschisti-
scher Organisationen.

Auf dem Gebiet der ehemaligen DDR findet eine ra-
dikale De-Industrialisierung statU die noch verblei-
benden Industr ie- und Dienst leistungsbereiche
verkommen zu Billiglohnbranchen. Als Sprachrohr
der Bourgeoisie tritt Stihl, Präsident des Deutschen In-
dustrie- und Handelstages, für eine drastische Redu-
zierung der Realeinkommen im Osten ein. Mit dem
"Argument", daß die Produktivität im Osten 32%, die
Löhhe 60% betragen (gemessen an den alten Bundes-
ländern), will er Offnungsklauseln in den Tarifuerträ-
gen durrhsetzen (s. Br-rl.Ztg.,75.09.92). Der sozialde-
mokratische Bundestagsabgeordnete und IG Chemie-
Chef Rappe sekundierte und forderte im Rahmen des
geplanten "Solidarpakts" eine Begrenzung des Lohn-
zuwachses im Westen und eine langsamere Anpas-
sung im Osten (s. Tsp, 09.09.92\.

Die Lebenshaltungskosten für die ostdeutsche Be-
völkerung habenjedoch - auchnach offiziellen Zahlen
des Statistischen Bundesamtes - mittlerweile (fast)
Weststandard erreicht. Darüberhinaus schrumpfte im
2. Halbjahr 1991 die Zahl der Erwerbstätigen in Ost-

deu tschland um weitere 18,7 % (FR, 09.09. 1 992). Im Juli
1992 waren im verarbeitenden Gewerbe und im
Bergbau noch 900 000 Menschen beschäftigt - b-innen
Jahresfrist wurden 45% der Stellen abgebaut (in West-
deutschland 2,5%).Sieht man einmal ab von ABM-
Maßnahmen und anderer Kosmetilg so liegt die reale
Arbeitslosigkeit im Osten jetzt bi ß%. Der Präsident
der Bundesanstalt für Arbeit, Franke, vermutet einen
Abbau von weiteren 200 000 Arbeitsplätzen in naher
Zukunft. Laut Franke seien annähernd gleiche Ver-
hältnisse in Ost und West erst in 1215 Jahren zu errei-
chen. Er kündigte darüberhinaus ary daß es im Osten
wohl keine 9,8 Millionen Beschäftigten mehr geben
werde. Gleichfalls sei eine Beschäfigungsquote von
90% bei den Frauen aus Arbeitsschutzgründen (!)
nicht mehr möglich (derzeit sind bereits ca. 2 / 3 der Er-
werbslosen im Osten Frauen).

Ausweg aus der Krise
Um die Angriffe der Bourgeoisie auf den Lebensstan-
dard und die Fxistenzgrundlage aller abhängig Be-
schäftigten, auf soziale Emrngenschaften und demo-
kratische Rechte zurückschlagen zu können, muß die
Spaltung der Arbeiterklasse in Ost und West, in deut-
sche und immigrierte Kolleginnen und Kollegen be-
seitigt werden. Dem verräterischen Motto der
DGB-Bonzen "Teilen verbindet" muß die Losung
"Kämpfen verbindet" entgegengesetzt werden. Nur
die gemeinsame soziale Kraft aller Arbeiter kann Re-
gierung und Kapital in die Knie zwingen.

De Notwendigkeit gemeinsamer Klassenaktionen
liegt auf der Hand: Di.e Kapitalisten werden auch im
Wösten darangehen, Öffnüngsklauseln in den Tarif-
verträgen durchzusetzen. Die mtigliche Einführung
von Karenztagen wird die Arbeiterklasse im Osten
genauso wie im Westen treffen. Geplante Produk-
lionsverlagerungen in den Osten werden Arbeitslosig-
keit im Westen und Billiglöhne im Osten zur Folge
haben, was wiederum den Druck auf löhne und Ar-
beitsbedingungen - diesseis und jenseits der "Tarif-

mauer" - weiter erhöhen wirdl

Tarifuerhandlung 1992:
Den OTV-Bonzen war der

Frieda mit dem Kapital wichti-
ger als die Urabstimmung der

Kolleginnen und Kollegen.
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Kampf gegen Arbeitslosigkeit
und Arbeitsplatzvernlchtu ng
De Gewerkschaftsbünckratie hat in der Vergangen-
heit unterschiedliche Tarifuerträge für West und Ost
ausgehandelt, obwohl sich d ie Lebens haltungs kosten
mittlerweile in beiden Teilen der BRD weitgehend an-
geglichen haben. Gegen diese Spaltungspolitik müs-
sen Kolleginnen und Kollegen für die Forderung nach
glcichem Lohn für gleiche Arbeit eintreten. Darüberhin-
aus ist ein Kampf für die gleitende Skah dq löhne not-
wendig. Die Löhne müssen im gleichen Verhältnis
automatisch angehoben werden wie die Lebenshal-
tungskosten steigen.

Die l(ahlschlagpolitik im Osten und die Entlassun-
gen im Westen setzen einen militanten IGmpf gegen
die rapide steigende Arbeitslosigkeit auf die Tages-
ordnung. Die aktuelle Arbeiblosenquote macht deut-
lictu daß das Etappenmodell der 35-Stunden-Woche
zu kurzgreift, um effektiv gegen Arbeitslosigkeit vor-
zugehen. Die uorhandene Arbeit muf auJ alle, die mbeiten
wollen und können, oateilt utqilen. Nur so können
weitere Entlassungen verhindert und arbeitslose Kol-
leginnen und Kollegen wieder in den Produktionspro-
zeß integriert werden.

Angesichts des Chaos, das die Kapitalistensystema-
tisch pnrduzierery ist es notwendig, sie einer Kontrol-
le zu unterwerfen und damit ihre unmittelbaren und
auch langfristigen Pläne in Erfahrung zu bringen. Die
Arbeitqlantrolle übq ilie Prduktion, organisiert durch
Komitees der lohnabhängigen einzelner Betriebe bis
hin zum nationalen Zusammenschlu& kann die wirk-
lichen Einkünfte und Ausgaben der C'esellschaft fest-
stellen und dabei die MachenschaftenderBanken und
Monopole bloßlegen. Dire Offmlegung da Büchq aller
Unternehmen witd nicht nur erklärery durch welche
Schiebereien und Tricks die "toten Zahlen" z.B. der
Treuhand zustande kommen. Die Arbeiterkontrolle
wird auch, auf Grundlage der "schwarzenZahlenn der
Westkonzerne, verdeutlichery daß eine systematische
Wirtschaftsentwicklung zum Wohle der gesamten Be-
völkerung möglich ist, und zwar im Rahmen eines ge-
wmt gevllxhaftlichen Planes,d iskutiert und kontrolliert
von den Lohnabhängigen. Als Bestandteil eines
solchen Planes fordern wir die Organisierung eines
umfasenden Programms öt'fentlicher Arbeiten unter di-
rekter Verwaltung der Beschäftigten. Das jetzige
ABM-System, von den IGpitalisten gedacht als letzter
Schritt vor einem Ende in Arbeitslosigkeit, muß zu-
gunsten eines solchen Programms aufgelost werden.

Alle diese Maßnahmen zur grundsätzlichen Verbes-
serung der Situation werden den erbitterten Wider-
stand der Unternehmer und ihrer Regierung hervor-
rufen. Dieser kann letztlich nur gebrochen werden
durth deren entrchhdigungslose Enteignung. Erst die Er-
richtung einer Arbeiterregierung, gestützt auf die
Organe der Lohnabhängigen, wird die Interessen der
überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung auf Kosten
der kapitalistischen Minderheit endgültig sichern.

Für unabhängige
Fabrik- und Streikkomitees
Die diesjährigen Tarifuerhandlungen haben noch
einmal in aller Deutlichkeit gezeigt, daß mit Steinküh-
ler und Co. kein Kampf zu gewinnen ist. Hunderttau-

sende befanden sich in Streikaktionen. Die Streiks der
ÖTV und IGM haben die soziale Macht der Arbeiter-
klasse sichtbar gemacht, bevor sie von den Bürokraten
abgewürgt wurden. IGM-Chef Steinkühler deutete in
einem Rückblickan, wovordie Arbeiterverräter Angst
haben:

"Die Sheikenden könnten glauberL sie säßen wirklich
am Schalthebel der Macht in diesem Staat..."
@erl. Ztg., /7 . / ?ß.06.92).

Wenn zukünftige Tarifklimpfe und Betriebsbesetzun-
gennichtwieder in Niederlagen enden sollerl mußdie
Frage von unabhängig gewählten und jederzeit
wieder abwählbaren Streik- und Fabrikkomitees dis-
kutiert wetden, die die Verhandlungen selbst in die
Hand nehmen. Es muß gelingery die sozialdemokrati-
schen Gewerkschaftsbonzery die immer wieder Arbei-
terkämpfe abwürgen, zu isolieren. In diese unab-
hängig von der offiziellen Gewerkschaftsbürokratie
gewäNten Komitees müßten - genauso wie in Streik-
postenketten - auch die Kollegen integriert werden,
die mittlerweile arbeitslos geworden sind.

Wenn sich die Arbeiterklasse effuktiv gegen die An-
grifft derBourgeoisie verteidigen will, bedarf es kom-
munistischer Gewerkschaftsfraktionen, die das Ver-
trauen der Kolleginnen und Kollegen gewinnen,
damit die Pläne der DGB-Cheß für eine neue nKonzer-

tierte Aktion" dutchkreuzt werden. Mit dem Ziel, den
reformistischen Einfluß der Sozialdemokratie zu
brechery tr€ten wir für den Aufbau einer revolutionä-
ren Arbeiterpartei ein I

Scfrluß mi] dem Prozeß gegen
Honecker & Co

Nein, der Ex-Staatsratsaorsitzende ist kein
Wendehals. Man muf nicht unbedingt ein
Freund aon Honecker sein, um seine Haltung im
Vergleich zu der lhenz' und Modrottts anzuer-
ken n m. D er st aI in ist is che Arb e it er u nt er dr ü cker
und deutsche Obefuürolerat, der 7989 abdankm
mufte, unsteht xaar dieWelt nicht mehr, aber
wenigstms taollan er und seine Gsnossen sbh
gegen db deutsche Klassenjustiz aerteidigen.
Vor einem Tribunal eines reaolutionären deut-
schen Atbeitrstaates utäre sicherlich nicht zu
hory mit Honecks abzurechnen. Aber ietzt
wird ihm, trotz sclnaerer Kranlcheit und mittels
Rechtsbeugung, uon der rachsüchtigm herr-
schenden Klasse dn ProzelJ gemacht, zaeil er 40
]ahre die lrnpnialbten aus dem besserm TeiI
Daischlands heraushielt. Und genau deshalb
müssen die Linlce und Arbeitabeuegung ihn
gegen die bürgerlbhe lustiz aerteidigen. Wir
Trotzkistm sagen:

Wegmit dem Schauyozef!
Honecker, Mielke und Genossen müssen t'reige-
lassen uerden!
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